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Strategischer Krieg mit dem Bulldozer 
Seit dem Sechs-Tage-Krieg von 1967 ist das Abreißen palästinensischer Häuser durch die israelische Armee gängige Praxis 
Von unserem Korrespondenten Johannes Zang 
Jerusalem. „Osama bin Laden soll ein Terrorist sein? Da vorne sind die Terroristen!“, ruft ein junger Palästinenser. Sein Finger zeigt dorthin, wo weiter unten am Hang israelische Soldaten ein Haus umringen. Stille. Da setzt wieder das „Toktok“ des Abrissbaggers ein. Immer wieder hämmert er seinen Stahlzahn in ein Haus hinein. Vielleicht ein Dutzend Mal. Dann verstummt für einige Sekunden das Staccato der Zerstörung, um anschließend erneut loszulegen. 
Was an diesem Tag im Ost-Jerusalemer Stadtteil Jabal Mukkaber eine Familie obdachlos macht, ist nach israelischer Ansicht völlig legal. Das Haus, das Palästinenser auf ihrem eigenen Grundstück errichtet haben, wurde ohne Baugenehmigung gebaut. Wer weiß jedoch in Berlin oder London, dass Palästinensern Ost-Jerusalems entweder gar keine Baugenehmigung erteilt wird, oder wenn, dann nur nach jahrelangem Warten oder gegen Zahlung von Zehntausenden von Euro? Wer ahnt, dass die obdachlos gemachte Familie auch noch für den Abriss bezahlen muss, der 5000 bis 10 000 Euro kosten kann? Zuvor hat der Bauherr für illegales Bauen schon eine Geldstrafe von 15 000 bis 20 000 Euro entrichten müssen. 
Die israelische Politik der Hauszerstörung stellt eines der ersten Symptome der israelischen Militärbesatzung von 1967 dar. Nach dem Sechs-Tage-Krieg wurden ganze Dörfer abgerissen, darunter etwa eines am Fuße der Jerusalem-Berge, wo sich heute der Kanada-Park über den Ruinen des neutestamentlichen Amwas erhebt. Auch im Herzen Jerusalems fuhren die Abrissbagger vor: Wo sich heute der Platz vor der Klagemauer erstreckt, standen einmal 350 palästinensische Häuser. Schon wenige Stunden nach Kriegsende 1967 ließ Israel das dortige Mughrabi-Viertel abreißen. 
Anfang der 1970er Jahre befahl Ariel Scharon den Abriss von etwa 2000 Häusern in Flüchtlingslagern des Gaza-Streifens, um die Straßen für das israelische Militär zu verbreitern. In Rafah, ebenfalls im Gaza-Streifen, wurden 2004 auf einen Schlag 1500 Häuser zerstört. 
„Wir schätzen, dass seit 1967 zwischen 12 000 und 14 000 palästinensische Häuser in den besetzten Gebieten abgerissen wurden“, sagt der jüdisch-israelische Friedensaktivist Jeff Halper. Der emeritierte Professor ist Chef des „Israelischen Komitees gegen Hauszerstörung“ (ICAHD). Etwa 95 Prozent der Hauszerstörungen hätten nichts mit „Sicherheit“ zu tun, geschehen also nicht zu israelischer Selbstverteidigung oder aus Sicherheitsgründen. 
Der palästinensische Taxifahrer Abu Kaff hält keine großen Stücke auf die Friedensaktivisten. Die würden nur reden, sagt er. Auch Abu Kaff hat eines Tages sein mehrstöckiges nagelneues Haus verloren. Jeff Halper und seine Mitstreiter, die sich immer wieder an die Bulldozer anketten lassen, um den Abriss zu verhindern, konnten auch in seinem Fall den Hausabriss nicht stoppen. Genauso blieben die zahlreichen Aufrufe von israelischen und palästinensischen Menschenrechtsorganisationen sowie von „Amnesty International“ ungehört. Israel zerstört weiterhin Häuser – aus „militärischer Notwendigkeit“ oder aus „administrativen Gründen“, wie es zur Begründung heißt. 
Hausabriss geschieht nicht nur im besetzten Ost-Jerusalem, sondern auch im israelischen Kernland sowie im C-Gebiet des palästinensischen Westjordanlandes. Das untersteht – laut dem Abkommen von Kairo im Rahmen der Oslo-Verträge – der israelischen Hoheit. Tausenden von Palästinensern wurden bereits Abrissbefehle zugestellt. Manche fühlen sich in ihrem Haus nicht mehr sicher und fragen sich Tag für Tag: Werde ich heute Nacht in einem Bett schlafen? Andere gehen vorsichtshalber in Kleidern zu Bett, um im Falle eines Abrisses vorbereitet zu sein. 
Die Mehrheit halten 
Eher selten werden Häuser schon während des Bauprozesses zerstört; Jeff Halper weiß von einer Familie, die 17 Jahre in ihrem Haus gelebt hatte, bis die Abrissbagger vorfuhren. Was den Hausabriss in Jerusalem betrifft, erinnert sich Halper daran, dass die israelische Regierung seit der Besetzung Ost-Jerusalems 1967 für Israelis 100 000 Wohneinheiten hat bauen lassen, für Palästinenser dagegen nur 500. Der Wohnungsmangel für Palästinenser in Ost-Jerusalem sei künstlich herbeigeführt. 
Für Halper hat der „administrative“ Hausabriss gerade in Jerusalem in erster Linie demographische Gründe. Die Stadt Jerusalem will um jeden Preis eine 72:28-Mehrheit in der Bevölkerungszusammensetzung bewahren: 72 Prozent Israelis gegenüber 28 Prozent Palästinensern. Dank der deutlich höheren Geburtenrate haben die Palästinenser die 28 Prozent jedoch längst überschritten. Deshalb mache man ihnen das Leben so schwer wie möglich – und verweigere ihnen die Baugenehmigungen, sagen die Menschenrechtler. 
Übrigens: Im jüdischen West-Jerusalem gibt es weit mehr Verstöße beim Bauen als im palästinensischen Teil der Stadt, dort kommt es jedoch fast nie zum Hausabriss. 
 
